2

	 
	AOK – Die Gesundheitskasse

in Hessen

Widerspruchsausschuss Nordhessen

IF "0" = 1 "Osthessen"
Rollwiesenweg 1, 35039 Marburg



	AOK•35387 Gießen
	Ihr Ansprechpartner:
Armin Schmidt

	Frau 

Sabine S. 

...straße 8 

34134 Kassel 


	Tel.-Nr.:
(06421) 401-721

Fax-Nr.:
(06421) 401-750

E-Mail:
armin.schmidt@he.aok.de

Internet:
www.aok.de/hes

Unser Zeichen:
51934 sch/sw - 456 741 138

Datum:
25.05.2004



Widerspruchsbescheid
zu Ihrem Widerspruch vom 10.02.2004, eingegangen am 11.02.2004, 

gegen den Bescheid vom 03.02.2004 

wegen Ablehnung der Kostenübernahme für Krankenfahrten zur ambulanten Behandlung

KV-Nr.: 456 741 138 – 06.12.1957

Sehr geehrte Frau S.,

der Widerspruchsausschuss, dem als Mitglieder sowohl Vertreter der Versichertenseite als auch Vertreter der Arbeitgeberseite angehören, hat Ihren Widerspruch vom 10.02.2004 gegen den Bescheid vom 03.02.2004 geprüft und in seiner Sitzung am 24.05.2004 wie folgt entschieden:
Versichertenvertreter: Herr Heinrich Schlosser

Herr Wolfgang Bödicker

Arbeitgebervertreter: Herr Hans-Jürgen Müller

Herr Günther Biwer 

" 

 IF "0" = 1 "

Versichertenvertreter: Herr Ralf Stamm

Herr Heinz Mais

Arbeitgebervertreter: Herr Heinz Kessler

Herr Hans-Georg Mecking

" 

 IF "0" = 1 " 

Versichertenvertreter: Herr Wolfgang Koschke

Herr Karlheinz Baum

Arbeitgebervertreter: Herr Rainer Lamp 

Herr Dirk Widuch

" 

 IF "0" = 1 " 

Versichertenvertreter: Herr Günter Schmitt

Herr Rolf Knecht

Arbeitgebervertreter: Herr Wolfgang Biedenbender

Frau Sabine Lenniger 

" 

 IF "0" = 1 "

Versichertenvertreter: Herr Manfred Hartmann

Herr Lothar Bethke

Arbeitgebervertreter: Herr Manfred Hinz

Herr Horst-Günter Flick

" 

 IF "0" = 1 " 

Versichertenvertreter: Herr Hermann Wagner

Frau Vera Geralis

Arbeitgebervertreter: Herr Jürgen Isermann

Herr Rudolf Dillenberger

" 

 IF "0" = 1 " 

Versichertenvertreter: Herr Helmut Klamp

Herr Hanfried Braunsdorf

Arbeitgebervertreter: Herr Otto Praum

Herr Werner Raab

" 

Ihr Widerspruch wird zurückgewiesen.

Kosten sind keine zu erstatten. 

Sachverhalt
Sie sind als freiwilliges Mitglied bei der AOK Hessen krankenversichert. 

Die Beiträge werden vom Sozialamt getragen.

Am 30.01.2004 (Schreiben vom 29.01.2004) beantragten Sie bei der AOK Hessen die 
Übernahme der Kosten für Krankenfahrten zur ambulanten Behandlung (Methadon-Substitution) mit öffentlichen Verkehrsmitteln. Ihren Antrag haben Sie wie folgt begründet:

„Seit dem 01.01.2004 werden Fahrtkosten zu einer ambulanten Behandlung unter Abzug der gesetzlichen Zuzahlung nur bei zwingender medizinischer Notwendigkeit in besonderen Ausnahmefällen von der Kasse übernommen.  In der Pressemitteilung 03/2004 des Gemeinsamen Bundesausschusses wurden die Chronikerregelungen und Krankentransportrichtlinien veröffentlicht. Darin heißt es u. a. in Bezug auf Fahrkosten:

‚ ... Der Patient leidet an einer Grunderkrankung, die eine bestimmte Therapie erfordert, die häufig und über einen längeren Zeitraum erfolgen muss. Die Behandlung oder der zu dieser Behandlung führende Krankheitsverlauf beeinträchtigen den Patienten in einer Weise, dass eine Beförderung zur Vermeidung von Schaden an Leib und Leben unerlässlich ist. ... ’

Diese Kriterien treffen auf meine Art der Behandlung zu. Wie Ihnen bekannt ist, werde ich auf Grund meiner langjährigen Drogenabhängigkeit in der Substi​tutionsfachambulanz “SAM2“ substituiert und psychosozial betreut. Damit die tägliche Einnahme des Substituts dl-Methadon gewährleistet ist, benötige ich eine Fahrkarte. Ich bin auf die tägliche Einnahme des Methadons zwingend angewiesen. Sollte ich mit der Einnahme des Medikaments auch nur einen Tag aussetzen müssen, würden sofort körperliche Entzugssymptome einsetzen - somit ist die Beförderung zur Substitutionsfachambulanz für mich zur Vermeidung von Schaden an Leib und Leben unerlässlich. Aus diesem Grund beantrage ich hiermit die Übernahme der Fahrtkosten in Form einer Monatskarte des NVV.“

Ihrem Antragsschreiben war eine Bescheinigung des Herrn Herbert K., Arzt, Substi​tutionsfachambulanz, Wilhelmshöher Allee 124, 34119 Kassel, vom 29.01.2004 beigefügt. Aus dieser Bescheinigung geht Folgendes hervor:

„Hiermit bestätigen wir, dass Frau Sabine S. auf Grund ihrer langjährigen Opiatabhängigkeit in unserer Einrichtung substituiert und psychosozial betreut wird. Die Behandlung in unserer Einrichtung erfordert einen täglichen persönlichen Kontakt zur Einnahme des Medikamentes, auch an Wochenenden und Feiertagen. Eine tägliche Beförderung in unsere Einrichtung ist für die Patientin zur Vermeidung von Schaden an Leib und Leben unerlässlich.“

Mit Schreiben vom 03.02.2004 hat die AOK Hessen Ihren Antrag unter Hinweis auf die geltende Rechtslage abgelehnt.

Gegen diesen Bescheid richtet sich Ihr Widerspruch vom 10.02.2004, eingegangen am 11.02.2004. Als Begründung haben Sie Folgendes angegeben:

„In meinem Antrag auf Erstattung der Fahrtkosten zitierte ich aus der Pressemitteilung des Gemeinsamen Bundesausschusses zur Chronikerregelung und Krankentransportrichtlinien, in denen es bezüglich der Übernahme von Fahrtkosten zu ambulanten Behandlungen heißt:

‚ ... Weiterhin sind die Voraussetzungen für eine Verordnung und Genehmigung (von Fahrten zu ambulanten Behandlungen): Der Patient leidet an einer Grunderkrankung, die eine bestimmte Therapie erfordert, die häufig oder über einen längeren Zeitraum erfolgen muss. Die Behandlung oder der zu dieser Behandlung führende Krankheitsverlauf beeinträchtigt den Patienten in einer Weise, dass eine Beförderung zur Vermeidung von Schaden an Leib und Leben unerlässlich ist. ... ’

Diesen Passus aus dem Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschusses übergehen Sie in Ihrem Schreiben vom 03.02.2004. Eben dieser Passus aus dem Beschluss beschreibt jedoch die Art der medizinischen Behandlung, der ich mich auf Grund meiner langjährigen Opiatabhängigkeit unterziehen muss und der somit in Verbindung mit dem SGB V zur weiteren Fahrtkostenerstattung führen muss.

Zur genaueren Erläuterung: Die Grunderkrankung, von der die Rede ist, ist in meinem Fall die Opiatabhängigkeit. Die Substitutionsbehandlung ist eine Art der ‚Therapie, die häufig und über einen längeren Zeitraum erfolgen muss’. Das Substitut - in meinem Fall Methadon dl 1 % - muss, wie Ihnen vom medizinischen Leiter der Substitutionsfachambulanzen bescheinigt, täglich eingenommen werden. Setze ich nur einen Tag mit der Einnahme des Medikamentes aus, würden körperliche und psychische Entzugssymptome einsetzen. Zur ‚Vermeidung von Schaden an Leib und Leben’ ist daher eine tägliche Beförderung in die Substitutionsfachambulanz für mich unerlässlich.

Ich erhalte daher meinen Antrag auf weitere Übernahme der Fahrtkosten aufrecht und bin mir sicher, dass mein Antrag auch vom Sozialgericht als korrekt eingestuft werden würde. In diesem Zusammenhang weise ich darauf hin, dass Mitpatienten, die bei anderen Krankenkassen versichert sind, mit genau derselben Begründung ihre Fahrtkosten zur ambulanten Substitutionsbehandlung weiterhin erstattet bekommen (Barmer Ersatzkasse, Techniker Krankenkasse).“

Mit Schreiben vom 21.04.2004 wurde Ihnen daraufhin die Sach- und Rechtslage nochmals eingehend erläutert. Daneben wurde Ihnen mitgeteilt, dass die AOK Hessen demzufolge an der ablehnenden Entscheidung vom 03.02.2004  

   festhält. Abschließend wurde um Mitteilung gebeten, ob das Widerspruchsverfahren nunmehr beendet werden kann oder fortgeführt werden soll. 

Am   07.05.2004 (Schreiben vom 06.05.2004) haben Sie erklärt, dass Sie den Widerspruch aufrechterhalten. Sie bitten um Erteilung eines rechtsmittelfähigen Bescheides, da Sie den Sachverhalt durch das Sozialgericht prüfen lassen möchten.

Entscheidungsgründe
Ihr Widerspruch ist zulässig, aber nicht begründet. 

Anspruchsgrundlage für die Übernahme von Fahrkosten ist § 60 Sozialgesetzbuch (SGB) V. Nach dieser Bestimmung übernimmt die Krankenkasse die Kosten für Fahrten einschließlich Krankentransporte, die im Zusammenhang mit einer Leistung der gesetzlichen Krankenversicherung aus zwingenden medizinischen Gründen notwendig sind. Welches Fahrzeug benutzt werden kann, richtet sich nach der medizinischen Notwendigkeit im Einzelfall.

Die Krankenkasse übernimmt Fahrkosten zu einer ambulanten Behandlung unter Abzug des sich nach § 61 Satz 1 SGB V ergebenden Betrages nur nach vorheriger Genehmigung in besonderen Ausnahmefällen, die der Gemeinsame Bundesausschuss in den Richtlinien nach § 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 12 SGB V festgelegt hat.

Der Gemeinsame Bundesausschuss hat am 22.01.2004 die Krankentransport-Richtlinien verabschiedet, die rückwirkend zum 01.01.2004 in Kraft getreten sind.

Nach § 8 Abs. 1 der Krankentransport-Richtlinien können in besonderen Ausnahmefällen auch Fahrten zur ambulanten Behandlung bei zwingender medizinischer Notwendigkeit von der Krankenkasse übernommen und vom Vertragsarzt verordnet werden. Sie bedürfen der vorherigen Genehmigung durch die Krankenkasse.

Voraussetzungen für eine Verordnung und eine Genehmigung sind, dass

· der Patient mit einem durch die Grunderkrankung vorgegebenen Therapieschema behandelt wird, das eine hohe Behandlungsfrequenz über einen längeren Zeitraum aufweist,

und

· diese Behandlung oder der zu dieser Behandlung führende Krankheitsverlauf den Patienten in einer Weise beeinträchtigt, dass eine Beförderung zur Vermeidung von Schaden an Leib und Leben unerlässlich ist 

(§ 8 Abs. 2 der Krankentransport-Richtlinien).

Diese Voraussetzungen sind bei ambulanten Dialysebehandlungen, onkologischer Strahlentherapie sowie onkologischer Chemotherapie in der Regel erfüllt. Diese Aufzählung ist nicht abschließend. Vergleichbare Behandlungen müssen allerdings die gleichen Kriterien hinsichtlich der Schwere des Krankheitsbildes, der Therapieintensität sowie des Behandlungszeitraumes aufweisen. Es muss sich um eine schwerwiegende, d. h. lebensbedrohliche Grunderkrankung handeln, die mindestens zweimal wöchentlich für einen Zeitraum von mehr als sechs weiteren Monaten behandelt werden muss. Es können in diesem Zusammenhang lediglich Fahrten genehmigt werden, die auf Grund der ursächlichen Behandlung der Grunderkrankung zwingend medizinisch erforderlich sind.

Daneben kann die Fahrt zur ambulanten Behandlung für Versicherte verordnet und genehmigt werden, die einen Schwerbehindertenausweis mit dem Merkzeichen “aG“, “Bl“ oder “H“ oder einen Einstufungsbescheid gemäß SGB XI in die Pflegestufen II oder III bei der Verordnung vorlegen. Die Krankenkassen genehmigen auf ärztliche Verordnung Fahrten zur ambulanten Behandlung von Versicherten, die keinen Nachweis nach Satz 1 besitzen, wenn diese von einer der Kriterien von Satz 1 vergleichbaren Beeinträchtigung der Mobilität betroffen sind und einer ambulanten Behandlung über einen längeren Zeitraum bedürfen
(§ 8 Abs. 3 der Krankentransport-Richtlinien).

Nach § 8 Abs. 4 der Krankentransport-Richtlinien ist die zwingende medizinische Notwendigkeit einer Verordnung der Fahrt und des Beförderungsmittels zu begründen. Fahrten zum Abstimmen von Terminen, Erfragen von Befunden, Abholen von Rezepten etc. sind keine Krankenkassenleistung.

Hinsichtlich dieser Voraussetzungen ist dem vorliegenden Gutachten des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung in Hessen (MDK) vom 27.04.2004 Folgendes zu entnehmen:

„Durch die Substitutionstherapie wird eine stationäre Behandlung nicht vermieden, da diese Behandlung regelhaft ambulant durchgeführt wird, also die ambulante Behandlung die Regelversorgung darstellt. Zu prüfen wäre also, ob die Voraussetzungen des § 8 Abs. 2 oder 3 der Krankentransport-Richtlinien erfüllt sind.

In der Regel verfügen die Versicherten über eine ausreichende Mobilität, so dass die formalen Ausnahmetatbestände nach Absatz 3 oder eine vergleichbare Einschränkung der Mobilität nicht vorliegt.

Die Voraussetzungen nach Absatz 2 sind bei der Substitutionstherapie nur zum Teil erfüllt. Zwar findet sich ein Therapieschema mit hoher Behandlungsfrequenz über einen längeren Zeitraum, doch handelt es sich bei der Heroinabhängigkeit, die zur Substitutionstherapie geführt hat, nicht um ein Krankheitsbild, das in seiner Schwere mit einem Nierenversagen mit Dialysepflicht oder einem bösartigen Tumor mit onkologischer Therapie vergleichbar ist.

Vergleichbar sind Substitutionspatienten vielmehr mit Patienten, die einer dauerhaften medikamentösen Therapie bedürfen, wie z. B. insulinpflichtige Diabetiker. Auch hier ist eine regelmäßige, mehrfach tägliche Therapie notwendig, die allerdings selbstständig durch die Patienten erfolgt. Eine solche Form der häuslichen Therapie wäre medizinisch gesehen auch bei der Substitution möglich.

Die Notwendigkeit, die Substitution innerhalb der Praxis durchzuführen besteht nämlich nicht auf Grund medizinischer Sachverhalte, sondern wird durch die Richtlinien der Bundesärztekammer in Verbindung mit der Betäubungsmittel-Verschreibungsverordnung begründet. Somit fehlt allein deshalb schon die zwingende medizinische Notwendigkeit. Darüber hinaus sind Fahrten zur Abholung von Medikamenten in der KT-Richtlinie § 8 Abs. 4 ausdrücklich ausgeschlossen worden.“

Ergänzend ist noch festzustellen, dass Sie nach den Kenntnissen der AOK Hessen nicht über einen Schwerbehindertenausweis mit den Merkzeichen “aG“ (außergewöhnliche Gehbehinderung), “Bl“ (Blind) oder “H“ (Hilflos) verfügen. Pflegebedürftigkeit im Sinne der sozialen Pflegeversicherung liegt ebenfalls nicht vor. 

Außerdem sind keine Anhaltspunkte für Mobilitätseinschränkungen bekannt, die eine Vergabe der Merkzeichen nach den Einstufungskriterien der Versorgungsverwaltung rechtfertigen würden.

Ein „besonderer Ausnahmefall“ im Sinne der Krankentransport-Richtlinien liegt somit nicht vor.

Die AOK Hessen hat deshalb zu Recht die Übernahme der Fahrkosten abgelehnt.

Dem Widerspruch kann daher nicht abgeholfen werden. 

Dem Recht der Anhörung Beteiligter nach § 24 SGB X wurde entsprochen.

Kostenentscheidung 

Die zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung notwendigen Aufwendungen sind nicht zu erstatten. 

Die Voraussetzungen des § 63 Abs. 1 Satz 1 SGB X waren nicht gegeben. 

Ihre Rechte

Gegen diesen Widerspruchsbescheid können Sie Klage erheben. Die Klage ist innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Widerspruchsbescheides schriftlich beim Sozial-
gericht Kassel, Ständeplatz 23, 34117 Kassel

 IF "0“ = 1 „Marburg, Gutenbergstr. 29, 35037 Marburg“ 

 IF "0“ = 1 „Wiesbaden, Frankfurter Str. 12, 65189 Wiesbaden“ , einzureichen oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts zu erklären. Sie muss innerhalb der Monatsfrist bei dem genannten Gericht eingehen oder dort erklärt werden. 

Mit freundlichen Grüßen
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	Vorstand
Fritz Müller (Vorsitzender)
Dieter Bock (Stv. Vorsitzender)

	Vorsitzende des Verwaltungsrates
Dr. Werner Scherer
Herbert Schneider



